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KURZE BEGRÜNDUNG

Das Instrument für Heranführungshilfe (IPA) spielt bei der Erweiterungspolitik eine 
wesentliche Rolle, da es eines der wichtigsten Instrumente für die Vorbereitung der 
Bewerberländer und möglichen Bewerberländer auf den Verhandlungsprozess und die 
Vollmitgliedschaft ist. Der Erweiterungsprozess stärkt den Frieden, die Demokratie und die 
Stabilität in Europa und versetzt die Union in die Lage, globale Herausforderungen besser 
anzugehen. 

Im Rahmen des EU-Haushalts ist das IPA ein zentrales Element des auswärtigen Handelns, 
das eng mit den anderen Programmen in diesem Bereich verknüpft sein sollte. Außerdem 
muss die Kohärenz mit anderen einschlägigen Strategien und Programmen der Union 
sichergestellt werden. 

Neue Herausforderungen wie Migration, Sicherheit, Umweltschutz und Klimawandel werden 
im IPA III berücksichtigt; daher unterstützt die Verfasserin der Stellungnahme den Vorschlag 
der Kommission, die Mittelzuweisung für das neue IPA im Vergleich zum IPA II im Rahmen 
des derzeitigen MFR für den Zeitraum 2014–2020 auf das 1,2-Fache aufzustocken. Die 
Verfasserin der Stellungnahme betont, wie wichtig die strategische Programmplanung und die 
Leistungsmessung im Rahmen des IPA III sind und dass mehr Flexibilität bei der Reaktion 
auf unvorhersehbare Herausforderungen und Krisen erforderlich ist. 

Mit dem IPA II wurde zur Umsetzung von Reformen in wesentlichen Bereichen wie der 
Justiz, der Korruptionsbekämpfung, der öffentlichen Verwaltung und der sozialen 
Eingliederung beigetragen und die schrittweise Angleichung an die Rechtsvorschriften und 
Normen der EU unterstützt. Im Rahmen des IPA III ist mehr Unterstützung erforderlich, um 
die wirtschaftliche Entwicklung und die bessere Wettbewerbsfähigkeit stärker in den 
Mittelpunkt zu rücken und die demokratischen Institutionen und Reformen der öffentlichen 
Verwaltung zu stärken. 

Die Kommission sollte geeignete Maßnahmen ergreifen, um die Inanspruchnahme der IPA-
Mittel insbesondere in den ersten Jahren zu beschleunigen, damit strukturelle Verzögerungen 
bei der Auftragsvergabe und bei Zahlungen verhindert werden. Die Gesamtstruktur der 
Instrumente und die Verwaltungs- und Finanzverfahren sollten vereinfacht werden, und es 
sollte mehr technische Hilfe geleistet werden, um den Kapazitätsaufbau, die Vorbereitung von 
Projekten, die Auftragsvergabe und die Durchführung zu fördern.

Die Verfasserin der Stellungnahme betont, wie wichtig die Kohärenz und Komplementarität 
der internen und externen Politikbereiche der Union und der verschiedenen Instrumente im 
Außenbereich ist, wenn es darum geht, Synergieeffekte und einen hohen europäischen 
Mehrwert zu erzielen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die Hilfe sollte ferner unter 
Einhaltung der zwischen der Union und 
den in Anhang I aufgeführten Begünstigten 
geschlossenen Abkommen gewährt 
werden. Die Hilfe sollte schwerpunktmäßig 
darauf ausgerichtet werden, die in Anhang 
I aufgeführten Begünstigten bei der 
Stärkung ihrer demokratischen 
Institutionen und der Rechtsstaatlichkeit, 
der Reform der Justiz und der öffentlichen 
Verwaltung, der Achtung der Grundrechte 
sowie der Förderung der 
Geschlechtergleichstellung, der Toleranz, 
der sozialen Eingliederung und der 
Nichtdiskriminierung zu unterstützen. Die 
Hilfe sollte auch zur Förderung der 
wichtigsten Grundsätze und Rechte im 
Sinne der Europäischen Säule sozialer 
Rechte17 dienen. Durch die Hilfe sollten 
die Bemühungen dieser Begünstigten um 
Ausbau der regionalen, makroregionalen 
und grenzübergreifenden Zusammenarbeit 
sowie um territoriale Entwicklung weiter 
unterstützt werden, beispielsweise im 
Rahmen der Umsetzung der 
makroregionalen Strategien der Union. Die 
Hilfe sollte die Begünstigen außerdem 
dabei unterstützen, im Rahmen einer 
Agenda für intelligentes, nachhaltiges und 
inklusives Wachstum ihre wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung und ihre 
wirtschaftspolitische Steuerung u. a. durch 
Förderung der regionalen Entwicklung, der 
Landwirtschaft und der Entwicklung des 
ländlichen Raums, durch Umsetzung einer 
wirksamen Sozial- und 
Beschäftigungspolitik sowie durch 
Entwicklung der digitalen Wirtschaft und 
Gesellschaft, u. a. im Einklang mit der 
Leitinitiative „Digitale Agenda für den 
westlichen Balkan“, zu verbessern.

(7) Die Hilfe sollte ferner unter 
Einhaltung der zwischen der Union und 
den in Anhang I aufgeführten Begünstigten 
geschlossenen Abkommen gewährt 
werden. Die Hilfe sollte schwerpunktmäßig 
darauf ausgerichtet werden, die in Anhang 
I aufgeführten Begünstigten bei der 
Stärkung ihrer demokratischen 
Institutionen und der Rechtsstaatlichkeit, 
der Reform der Justiz und der öffentlichen 
Verwaltung, der Achtung der Grundrechte 
sowie der Förderung der 
Geschlechtergleichstellung, der Toleranz, 
der sozialen Eingliederung und der 
Nichtdiskriminierung zu unterstützen. Die 
Hilfe sollte auch zur Förderung der 
wichtigsten Grundsätze und Rechte im 
Sinne der Europäischen Säule sozialer 
Rechte17 dienen. Durch die Hilfe sollten 
die Bemühungen dieser Begünstigten um 
Ausbau der regionalen, makroregionalen 
und grenzübergreifenden Zusammenarbeit 
sowie um territoriale Entwicklung weiter 
unterstützt werden, beispielsweise im 
Rahmen der Umsetzung der 
makroregionalen Strategien der Union, 
wobei das Ziel verfolgt werden sollte, 
geografische und kulturelle Hindernisse 
zu überwinden, gute nachbarschaftliche 
Beziehungen aufzubauen und eine 
Aussöhnung herbeizuführen. Die Hilfe 
sollte die Begünstigen außerdem dabei 
unterstützen, im Rahmen einer Agenda für 
intelligentes, nachhaltiges und inklusives 
Wachstum ihre wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung und ihre wirtschaftspolitische 
Steuerung u. a. durch Förderung der 
regionalen Entwicklung, der 
Landwirtschaft und der Entwicklung des 
ländlichen Raums, durch Umsetzung einer 
wirksamen Sozial- und 
Beschäftigungspolitik sowie durch 
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Entwicklung der digitalen Wirtschaft und 
Gesellschaft, u. a. im Einklang mit der 
Leitinitiative „Digitale Agenda für den 
westlichen Balkan“, zu verbessern.

__________________ __________________

17 Die Europäische Säule sozialer Rechte 
wurde am 17. November 2017 auf dem 
Sozialgipfel für faire Arbeitsplätze und 
Wachstum in Göteborg gemeinsam von 
Europäischem Parlament, Rat und 
Kommission feierlich verkündet.

17 Die Europäische Säule sozialer Rechte 
wurde am 17. November 2017 auf dem 
Sozialgipfel für faire Arbeitsplätze und 
Wachstum in Göteborg gemeinsam von 
Europäischem Parlament, Rat und 
Kommission feierlich verkündet.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Eine verstärkte strategische und 
operative Zusammenarbeit im 
Sicherheitsbereich zwischen der Union 
und den in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten ist entscheidend für die 
wirksame und effiziente Abwehr von 
Sicherheits- und terroristischen 
Bedrohungen.

(9) Eine verstärkte strategische und 
operative Zusammenarbeit im Sicherheits-
und Verteidigungsbereich zwischen der 
Union und den in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten ist entscheidend für die 
wirksame und effiziente Abwehr von 
Sicherheits- und terroristischen 
Bedrohungen.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten müssen besser darauf 
vorbereitet werden, globale 
Herausforderungen wie nachhaltige 
Entwicklung und Klimawandel zu 
bewältigen und sich an den entsprechenden 
Bemühungen der Union zu beteiligen. 
Angesichts der Notwendigkeit, dem 
Klimawandel im Einklang mit den Zusagen 
der Union zur Umsetzung des 
Übereinkommens von Paris und der Ziele 

(13) Die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten müssen besser darauf 
vorbereitet werden, globale 
Herausforderungen wie nachhaltige 
Entwicklung und Klimawandel zu 
bewältigen und sich an den entsprechenden 
Bemühungen der Union zu beteiligen. 
Angesichts der Notwendigkeit, dem 
Klimawandel im Einklang mit den Zusagen 
der Union zur Umsetzung des 
Übereinkommens von Paris und der Ziele 
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für nachhaltige Entwicklung (SDG) 
entgegenzuwirken, sollte dieses Programm 
dazu beitragen, den Klimaschutz in allen 
Politikbereichen der Union durchgängig zu 
berücksichtigen und das allgemeine Ziel zu 
erreichen, dass 25 % der Unionsausgaben 
zur Verwirklichung von Klimazielen 
verwendet werden. Die Maßnahmen im 
Rahmen dieses Programms sollen einen 
Beitrag in Höhe von 16 % zur 
Gesamtmittelausstattung des Programms 
zur Verwirklichung der Klimaschutzziele 
leisten. Einschlägige Maßnahmen werden 
im Zuge der Vorbereitung und 
Durchführung des Programms ermittelt, 
und der im Rahmen dieses Programms 
geleistete Gesamtbeitrag sollte Gegenstand 
der einschlägigen Evaluierungen und 
Überprüfungen sein.

für nachhaltige Entwicklung (SDG) 
entgegenzuwirken, sollte dieses Programm 
dazu beitragen, den Klimaschutz in allen 
Politikbereichen der Union durchgängig zu 
berücksichtigen und das allgemeine Ziel zu 
erreichen, dass über die Laufzeit des 
MFR 2021–2027 mindestens 25 % der 
Unionsausgaben zur Verwirklichung von 
Klimazielen verwendet werden, und 
möglichst bald, spätestens jedoch bis 
2027, ein Jahresziel von 30 % zu 
erreichen. Die Maßnahmen im Rahmen 
dieses Programms sollen einen Beitrag in 
Höhe von 20 % zur 
Gesamtmittelausstattung des Programms 
zur Verwirklichung der Klimaschutzziele 
leisten. Im Falle grenzübergreifender 
Verschmutzung sollten die Mittel aus dem 
IPA vorrangig für die Vorbereitung und 
Durchführung der Projekte eingesetzt 
werden, mit denen die 
grenzüberschreitende Verschmutzung 
beseitigt wird. Einschlägige Maßnahmen 
werden im Zuge der Vorbereitung und 
Durchführung des Programms ermittelt, 
und der im Rahmen dieses Programms 
geleistete Gesamtbeitrag sollte Gegenstand 
der einschlägigen Evaluierungen und 
Überprüfungen sein.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Die Maßnahmen im Rahmen dieses 
Instruments sollten die Umsetzung der 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung als universelle 
Agenda unterstützen, für die sich die EU 
und ihre Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
einsetzen und die alle in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten gebilligt haben.

(14) Die Maßnahmen im Rahmen dieses 
Instruments sollten die Umsetzung der 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung als universelle 
Agenda unterstützen, für die sich die EU 
und ihre Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
einsetzen und die alle in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten gebilligt 
haben. In diesem Zusammenhang sollten 
insbesondere die Ziele für nachhaltige 
Entwicklung Nr. 1 „Keine Armut“, Nr. 5 
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„Geschlechtergleichheit“, Nr. 7 
„Bezahlbare und erneuerbare Energie“, 
Nr. 8 „Menschenwürdige Arbeit und 
Wirtschaftswachstum“, Nr. 9 „Industrie, 
Innovation und Infrastruktur“, Nr. 10 
„Weniger Ungleichheiten“, Nr. 11 
„Nachhaltige Städte und Gemeinden“, 
Nr. 13 „Maßnahmen zum Klimaschutz“ 
und Nr. 16 „Frieden, Gerechtigkeit und 
starke Institutionen“ Beachtung finden.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten sollten vor allem durch 
regelmäßige Konsultationen und einen 
häufigen Informationsaustausch in den 
verschiedenen Phasen des Hilfezyklus die 
Kohärenz und Komplementarität der Hilfe 
sicherstellen. Auch im Hinblick auf eine 
bessere Koordinierung und eine verstärkte 
Komplementarität mit anderen Gebern 
sollten die erforderlichen Schritte 
unternommen werden, wozu regelmäßige 
Konsultationen zählen. Die Rolle der 
Zivilgesellschaft sollte sowohl im Rahmen 
von Programmen, die durch staatliche 
Stellen durchgeführt werden, als auch als 
direkte Begünstigte der Unionshilfe 
gestärkt werden.

(16) Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten sollten vor allem durch 
regelmäßige Konsultationen und einen 
häufigen Informationsaustausch in den 
verschiedenen Phasen des Hilfezyklus die 
Kohärenz und Komplementarität der Hilfe 
sicherstellen. Auch im Hinblick auf eine 
bessere Koordinierung und eine verstärkte 
Komplementarität mit anderen Gebern 
sollten die erforderlichen Schritte 
unternommen werden, wozu regelmäßige 
Konsultationen zählen. Mit der Hilfe sollte 
darauf abgezielt werden, eine 
Angleichung an die Strategie der Union 
für intelligentes, nachhaltiges und 
inklusives Wachstum, Regelungen zum 
Partnerschaftsprinzip und einen 
integrierten Ansatz für die territoriale 
Entwicklung zu erzielen. Die Rolle der 
Zivilgesellschaft sollte sowohl im Rahmen 
von Programmen, die durch staatliche 
Stellen durchgeführt werden, als auch als 
direkte Begünstigte der Unionshilfe 
gestärkt werden.
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Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Es liegt im Interesse der Union, die 
in Anhang I aufgeführten Begünstigten bei 
ihren Reformbemühungen im Hinblick auf 
eine Mitgliedschaft in der Union zu 
unterstützen. Die Verwaltung der Hilfe 
sollte stark auf Ergebnisse ausgerichtet sein 
und Anreize für diejenigen bieten, die ihre 
Bereitschaft zu Reformen durch wirksame 
Durchführung der Heranführungshilfe und 
durch Fortschritte auf dem Weg zur 
Erfüllung der Beitrittskriterien unter 
Beweis stellen.

(18) Es liegt im Interesse der Union, die 
in Anhang I aufgeführten Begünstigten bei 
ihren Reformbemühungen im Hinblick auf 
eine Mitgliedschaft in der Union zu 
unterstützen. Die Verwaltung der Hilfe 
sollte stark auf Ergebnisse ausgerichtet sein 
und Anreize im Hinblick auf die 
wirksamere und effizientere Nutzung der 
Mittel für diejenigen bieten, die ihre 
Bereitschaft zu Reformen durch wirksame 
Durchführung der Heranführungshilfe und 
durch Fortschritte auf dem Weg zur 
Erfüllung der Beitrittskriterien unter 
Beweis stellen und positive 
Veränderungen ihres sozioökonomischen 
Umfelds und ihres Umgangs mit aktuellen 
Herausforderungen erzielen.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Der Übergang von der direkten 
Verwaltung der Heranführungsmittel durch 
die Kommission zur indirekten Verwaltung 
durch die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten sollte schrittweise 
entsprechend den jeweiligen Kapazitäten 
der Begünstigten erfolgen. Die Hilfe sollte 
sich weiterhin auf die Strukturen und 
Instrumente stützen, die sich im Rahmen 
der Heranführung bewährt haben.

(19) Der Übergang von der direkten 
Verwaltung der Heranführungsmittel durch 
die Kommission zur indirekten Verwaltung 
durch die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten sollte schrittweise 
entsprechend den jeweiligen Kapazitäten 
der Begünstigten erfolgen. Der Übergang 
zur indirekten Verwaltung durch die 
Begünstigten sollte ausgesetzt oder 
rückgängig gemacht werden, wenn sich 
diese Kapazitäten in eine nachteilige 
Richtung entwickeln. Die Hilfe sollte sich 
weiterhin auf die Strukturen und 
Instrumente stützen, die sich im Rahmen 
der Heranführung bewährt haben.
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Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19a) Die Durchführung sollte 
beschleunigt werden, und die Kommission 
sollte den Begünstigten technische Hilfe 
leisten, wenn es darum geht, ein solides 
Finanzverwaltungs- und -kontrollsystem 
zu errichten und Kapazitäten für die 
Vorbereitung von Projektpipelines, für 
Auftragsvergabe- und 
Überwachungsverfahren und für die 
Durchführung der Strukturreformen 
aufzubauen, die zur Verwirklichung der 
Ziele und zur Leistung des IPA beitragen. 

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Die Union sollte bestrebt sein, die 
verfügbaren Mittel möglichst effizient 
einzusetzen, um ihrem auswärtigen 
Handeln die größtmögliche Wirkung zu 
verleihen. Dies sollte durch Sicherstellung 
der Kohärenz und Komplementarität der 
Finanzierungsinstrumente der Union für 
das auswärtige Handeln sowie durch die 
Schaffung von Synergien mit anderen 
Politikbereichen und Programmen der 
Union erreicht werden. Dies schließt 
gegebenenfalls auch die Kohärenz und 
Komplementarität mit der 
Makrofinanzhilfe ein.

(20) Die Union sollte bestrebt sein, die 
verfügbaren Mittel möglichst effizient 
einzusetzen, um ihrem auswärtigen 
Handeln die größtmögliche Wirkung zu 
verleihen, und dabei identische 
Zielsetzungen und Überschneidungen 
verhindern. Dies sollte durch 
Sicherstellung der Einheitlichkeit, 
umfassenden Kohärenz und 
Komplementarität der 
Finanzierungsinstrumente der Union für 
das auswärtige Handeln sowie durch die 
Schaffung von Synergien mit anderen 
Politikbereichen, Maßnahmen im 
Außenbereich, 
Finanzierungsmöglichkeiten und 
Programmen der Union erreicht werden. 
Dies schließt gegebenenfalls auch die 
Kohärenz und Komplementarität mit der 
Makrofinanzhilfe ein.
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26) Da Maßnahmen im Außenbereich 
häufig in einem sehr volatilen Umfeld 
durchgeführt werden, sind kontinuierliche 
und rasche Anpassungen an den sich 
wandelnden Bedarf der Partner der Union 
und die globalen Herausforderungen in den 
Bereichen Menschenrechte, Demokratie 
und gute Regierungsführung, Sicherheit 
und Stabilität, Klimawandel und Umwelt 
sowie irreguläre Migration, einschließlich 
ihrer Ursachen, erforderlich. Um den 
Grundsatz der Vorhersehbarkeit mit der 
Notwendigkeit, rasch auf neuen Bedarf 
reagieren zu können, in Einklang zu 
bringen, muss daher die Möglichkeit 
bestehen, die finanzielle Ausführung der 
Programme anzupassen. Damit die Union 
unter Wahrung des Grundsatzes der 
Jährlichkeit des Unionshaushalts besser auf 
unvorhergesehenen Bedarf reagieren kann, 
sollte in dieser Verordnung die 
Möglichkeit gegeben sein, die 
Flexibilitätsregelungen anzuwenden, die 
gemäß der Haushaltsordnung bereits für 
andere Politikbereiche zulässig sind, 
insbesondere Mittelübertragungen und 
Mittelumwidmungen, um sowohl für die 
Bürgerinnen und Bürger der Union als 
auch für die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigen die effiziente Verwendung der 
Unionsmittel sicherzustellen und so das 
Volumen der für die Außenmaßnahmen der 
Union zur Verfügung stehenden 
Unionsmittel zu maximieren.

(26) Da Maßnahmen im Außenbereich 
häufig in einem sehr volatilen Umfeld 
durchgeführt werden, sind kontinuierliche 
und rasche Anpassungen an den sich 
wandelnden Bedarf der Partner der Union 
und die globalen Herausforderungen in den 
Bereichen Menschenrechte, Demokratie 
und gute Regierungsführung, Sicherheit, 
Verteidigung und Stabilität, Klimawandel 
und Umwelt sowie irreguläre Migration, 
einschließlich ihrer Ursachen, erforderlich. 
Um den Grundsatz der Vorhersehbarkeit 
mit der Notwendigkeit, rasch auf neuen 
Bedarf reagieren zu können, in Einklang zu 
bringen, muss daher die Möglichkeit 
bestehen, die finanzielle Ausführung der 
Programme anzupassen. Damit die Union 
unter Wahrung des Grundsatzes der 
Jährlichkeit des Unionshaushalts besser auf 
unvorhergesehenen Bedarf reagieren kann, 
sollte in dieser Verordnung die 
Möglichkeit gegeben sein, die 
Flexibilitätsregelungen anzuwenden, die 
gemäß der Haushaltsordnung bereits für 
andere Politikbereiche zulässig sind, 
insbesondere Mittelübertragungen und 
Mittelumwidmungen, um sowohl für die 
Bürgerinnen und Bürger der Union als 
auch für die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigen die effiziente Verwendung der 
Unionsmittel sicherzustellen und so das 
Volumen der für die Außenmaßnahmen der 
Union zur Verfügung stehenden 
Unionsmittel zu maximieren. Zusätzliche 
Arten von Flexibilitätsregelungen wie die 
Festlegung neuer Prioritäten, 
Projektphasen und der Abschluss von 
Dachverträgen sollten gestattet sein.
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Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) Stärkung der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung – unter anderem
durch verstärkte Vernetzung, regionale 
Entwicklung und Entwicklung der 
Landwirtschaft und des ländlichen Raums 
sowie durch sozial- und 
beschäftigungspolitische Maßnahmen –, 
Verbesserung des Umweltschutzes, 
Stärkung der Resilienz gegenüber dem 
Klimawandel, Beschleunigung des 
Übergangs zu einer Wirtschaft mit 
geringem CO2-Ausstoß sowie Entwicklung 
der digitalen Wirtschaft und Gesellschaft.

(d) Stärkung der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung sowie der 
Wettbewerbsfähigkeit durch verstärkte 
Vernetzung, regionale Entwicklung und 
Entwicklung der Landwirtschaft und des 
ländlichen Raums sowie durch sozial- und 
beschäftigungspolitische Maßnahmen, 
Verbesserung des Umweltschutzes, 
Stärkung der Resilienz gegenüber dem 
Klimawandel, Beschleunigung des 
Übergangs zu einer Wirtschaft mit 
geringem CO2-Ausstoß, Entwicklung der 
digitalen Wirtschaft und Gesellschaft, 
Verbesserung des Geschäfts- und 
Investitionsklimas, Förderung der 
intelligenten Spezialisierung, der 
Entwicklung von Kompetenzen, der 
Forschung und von Innovationen und 
Schaffung von 
Beschäftigungsmöglichkeiten, 
insbesondere für junge Menschen.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mittelausstattung für die 
Durchführung von IPA III für den 
Zeitraum 2021-2027 beträgt 
14 500 000 000 EUR zu jeweiligen 
Preisen.

1. Die Finanzausstattung für die 
Durchführung von IPA III für den 
Zeitraum 2021–2027 beträgt 
13 009 976 000 EUR zu Preisen von 2018 
(14 663 401 000 EUR zu jeweiligen 
Preisen).
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Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der in Absatz 1 genannte Betrag 
darf für technische und administrative 
Hilfe bei der Durchführung des Programms 
eingesetzt werden, darunter für die 
Vorbereitung, Überwachung, Kontrolle, 
Prüfung und Evaluierung, einschließlich 
betrieblicher IT-Systeme und jeder Art von 
Tätigkeit im Zusammenhang mit der 
Vorbereitung des Nachfolgeprogramms für 
die Heranführungshilfe gemäß Artikel 20 
der [NDICI-Verordnung].

2. Der in Absatz 1 genannte Betrag 
darf für technische und administrative 
Hilfe bei der Durchführung des Programms 
eingesetzt werden, darunter für die 
Vorbereitung (Unterstützung bei der 
Ausarbeitung und Bewertung von 
Projekten), die Unterstützung bei der 
Stärkung der Institutionen und dem 
Aufbau von Verwaltungskapazitäten für 
eine wirksame Verwaltung, die
Überwachung, Kontrolle, Prüfung und 
Evaluierung, einschließlich betrieblicher 
IT-Systeme und jeder Art von Tätigkeit im 
Zusammenhang mit der Vorbereitung des 
Nachfolgeprogramms für die 
Heranführungshilfe gemäß Artikel 20 der 
[NDICI-Verordnung].

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Bei Programmen und Maßnahmen 
im Rahmen dieser Verordnung werden der 
Klimaschutz, der Umweltschutz sowie die 
Gleichstellung der Geschlechter 
durchgängig berücksichtigt und 
gegebenenfalls die Zusammenhänge 
zwischen den Zielen für nachhaltige 
Entwicklung34 angegangen, um integrierte 
Maßnahmen zu fördern, mit denen sich 
positive Nebeneffekte und in kohärenter 
Weise mehrere Ziele zugleich erreichen 
lassen.

2. Bei Programmen und Maßnahmen 
im Rahmen dieser Verordnung werden der 
Klimaschutz, der Umweltschutz sowie die 
Gleichstellung der Geschlechter 
durchgängig berücksichtigt und 
gegebenenfalls die Zusammenhänge 
zwischen den Zielen für nachhaltige 
Entwicklung34 angegangen, um integrierte 
Maßnahmen zu fördern, mit denen sich 
positive Nebeneffekte und in kohärenter 
Weise mehrere Ziele zugleich erreichen 
lassen. Im Falle grenzübergreifender 
Verschmutzung werden die Mittel aus 
dem IPA vorrangig für die Vorbereitung 
und Durchführung der Projekte 
eingesetzt, mit denen die 
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grenzüberschreitende Verschmutzung 
beseitigt wird.

__________________ __________________

34

https://ec.europa.eu/europeaid/policies/sust
ainable-development-goals_en

34

https://ec.europa.eu/europeaid/policies/sust
ainable-development-goals_en

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten arbeiten bei der 
Gewährleistung der Kohärenz zusammen 
und vermeiden nach Möglichkeit 
Überschneidungen zwischen der Hilfe im 
Rahmen von IPA III und anderen 
Unterstützungsleistungen der Union, der 
Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Investitionsbank im Einklang mit den 
festgelegten Grundsätzen für die Stärkung 
der operativen Koordinierung im Bereich 
der Außenhilfe und für die Harmonisierung 
der Politik und der Verfahren, 
insbesondere der internationalen 
Grundsätze für die Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit35. Die 
Koordinierung beinhaltet regelmäßige 
Konsultationen, einen häufigen Austausch 
einschlägiger Informationen während der
verschiedenen Phasen des Hilfezyklus 
sowie inklusive Sitzungen zum Zweck der 
Koordinierung der Hilfe und stellt einen 
wichtigen Schritt in den 
Programmplanungsverfahren der Union 
und der Mitgliedstaaten dar.

3. Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten arbeiten bei der 
Gewährleistung der Kohärenz zusammen 
und vermeiden nach Möglichkeit 
Überschneidungen zwischen der Hilfe im 
Rahmen von IPA III und anderen 
Unterstützungsleistungen der Union, der 
Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Investitionsbank im Einklang mit den 
festgelegten Grundsätzen für die Stärkung 
der operativen Koordinierung im Bereich 
der Außenhilfe und für die Harmonisierung 
der Politik und der Verfahren, 
insbesondere der internationalen 
Grundsätze für die Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit35. Die 
Koordinierung beinhaltet regelmäßige 
Konsultationen, einen häufigen Austausch 
einschlägiger Informationen während der 
verschiedenen Phasen des Hilfezyklus 
sowie inklusive Sitzungen zum Zweck der 
Koordinierung der Hilfe und stellt einen 
wichtigen Schritt in den 
Programmplanungsverfahren der Union 
und der Mitgliedstaaten dar. Mit der Hilfe 
wird darauf abgezielt, eine Angleichung 
an die Strategie der Union für 
intelligentes, nachhaltiges und inklusives 
Wachstum, eine wirksame und effiziente 
Bereitstellung der Mittel, Regelungen zum 
Partnerschaftsprinzip und einen 
integrierten Ansatz zur territorialen 
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Entwicklung zu erzielen.

__________________ __________________

35

https://ec.europa.eu/europeaid/policies/eu-
approach-aid-effectiveness_en

35

https://ec.europa.eu/europeaid/policies/eu-
approach-aid-effectiveness_en

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Kommission trifft in 
Abstimmung mit den Mitgliedstaaten auch 
die erforderlichen Vorkehrungen, um eine 
angemessene Koordinierung und 
Komplementarität mit multilateralen und 
regionalen Organisationen und Stellen, wie 
internationalen Organisationen und 
Finanzinstitutionen und Agenturen sowie
nicht zur Union gehörenden Gebern, 
sicherzustellen.

4. Die Kommission trifft in 
Abstimmung mit den Mitgliedstaaten auch 
die erforderlichen Vorkehrungen, um eine 
angemessene Koordinierung und 
Komplementarität mit multilateralen und 
regionalen Organisationen und Stellen, wie 
internationalen Organisationen und 
Finanzinstitutionen, Agenturen, nicht zur 
Union gehörenden Gebern und Akteuren 
der Zivilgesellschaft, sicherzustellen.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Hilfe wird gezielt gewährt und an die 
jeweilige Situation der in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten angepasst; dabei 
werden die weiteren Anstrengungen, die 
zur Erfüllung der Kriterien für die 
Mitgliedschaft erforderlich sind, sowie die 
Kapazitäten der Begünstigten 
berücksichtigt. Art und Umfang der Hilfe 
hängen von dem Bedarf, dem 
Reformwillen und den Fortschritten bei der 
Durchführung der Reformen ab.

Die Hilfe wird gezielt gewährt und an die 
jeweilige Situation der in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten angepasst; dabei 
werden die weiteren Anstrengungen, die 
zur Erfüllung der Kriterien für die 
Mitgliedschaft erforderlich sind, sowie die 
Kapazitäten der Begünstigten 
berücksichtigt. Art und Umfang der Hilfe 
hängen von dem Bedarf, dem 
Reformwillen, den Fortschritten bei der 
Durchführung der Reformen, den 
Ergebnissen bei der Erfüllung der 
Beitrittskriterien, positiven 
Veränderungen des sozioökonomischen 
Umfelds und dem Umgang mit aktuellen 
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Herausforderungen ab.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Werden Programme für 
grenzübergreifende Zusammenarbeit im 
Einklang mit Artikel 12 der [ETZ-
Verordnung] eingestellt, so kann 
Unterstützung im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung, die für das 
eingestellte Programm vorgesehen war und 
noch zur Verfügung steht, zur 
Finanzierung anderer nach der 
vorliegenden Verordnung förderfähiger 
Maßnahmen eingesetzt werden.

4. Werden Programme für 
grenzübergreifende Zusammenarbeit im 
Einklang mit Artikel 12 der [ETZ-
Verordnung] eingestellt, so kann 
Unterstützung im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung, die für das 
eingestellte Programm vorgesehen war und 
noch zur Verfügung steht, zur 
Finanzierung anderer nach der 
vorliegenden Verordnung förderfähiger 
Maßnahmen eingesetzt werden. Wenn es 
in diesem Fall keine förderfähigen 
Maßnahmen gibt, die im laufenden Jahr 
zu finanzieren sind, ist es möglich, die 
Mittel in das darauffolgende Jahr zu 
übertragen.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) Stärkung der Kapazitäten der Union 
und ihrer Partner für Konfliktverhütung, 
Friedenskonsolidierung und Bewältigung 
von Situationen in der Zeit vor und nach 
Krisen, u. a. durch Frühwarnung und 
konfliktsensitive Risikoanalyse; Förderung 
von Kontakten und Netzwerken zwischen 
Menschen, Versöhnung, 
Friedenskonsolidierung und 
vertrauensbildenden Maßnahmen sowie 
Unterstützung von Maßnahmen zum 
Kapazitätsaufbau zur Förderung von 
Sicherheit und Entwicklung (CBSD-
Maßnahmen).

(d) Stärkung der Kapazitäten der Union 
und ihrer Partner für Konfliktverhütung, 
Friedenskonsolidierung und Bewältigung 
von Situationen in der Zeit vor und nach 
Krisen, u. a. durch Frühwarnung und 
konfliktsensitive Risikoanalyse; Förderung 
von Kontakten und Netzwerken zwischen 
Menschen, Versöhnung, 
Friedenskonsolidierung und 
vertrauensbildenden Maßnahmen sowie 
Unterstützung von Maßnahmen zum 
Kapazitätsaufbau zur Förderung von 
Sicherheit und Entwicklung (CBSD-
Maßnahmen); Beitrag zur Verteidigung 
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und Cyberverteidigung der in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten; Stärkung der 
Fähigkeiten im Bereich der strategischen 
Kommunikation zur Förderung der 
systematischen Aufdeckung von 
Desinformation.



AD\1169182DE.docx 17/18 PE626.961v02-00

DE

VERFAHREN DES MITBERATENDEN AUSSCHUSSES

Titel Schaffung des Instruments für Heranführungshilfe (IPA III)

Bezugsdokumente - Verfahrensnummer COM(2018)0465 – C8-0274/2018 – 2018/0247(COD)

Federführender Ausschuss
Datum der Bekanntgabe im Plenum

AFET
2.7.2018

Stellungnahme von
Datum der Bekanntgabe im Plenum

BUDG
2.7.2018

Verfasser(in) der Stellungnahme
Datum der Benennung

Ivana Maletić
11.7.2018

Prüfung im Ausschuss 25.9.2018

Datum der Annahme 21.11.2018

Ergebnis der Schlussabstimmung +:
–:
0:

27
4
0

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder

Jean Arthuis, Lefteris Christoforou, Gérard Deprez, Manuel dos Santos, 
André Elissen, José Manuel Fernandes, Eider Gardiazabal Rubial, 
Ingeborg Gräßle, Monika Hohlmeier, John Howarth, Bernd Kölmel, 
Zbigniew Kuźmiuk, Vladimír Maňka, Jan Olbrycht, Răzvan Popa, Petri 
Sarvamaa, Jordi Solé, Patricija Šulin, Eleftherios Synadinos, Indrek 
Tarand, Isabelle Thomas, Inese Vaidere, Monika Vana, Daniele Viotti, 
Tiemo Wölken, Stanisław Żółtek

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter

Karine Gloanec Maurin, Giovanni La Via, Ivana Maletić, Andrey 
Novakov, Tomáš Zdechovský



PE626.961v02-00 18/18 AD\1169182DE.docx

DE

NAMENTLICHE SCHLUSSABSTIMMUNG IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS

27 +

ALDE Jean Arthuis, Gérard Deprez

ECR Zbigniew Kuźmiuk

PPE Lefteris Christoforou, José Manuel Fernandes, Ingeborg Gräßle, Monika Hohlmeier, 
Giovanni La Via, Ivana Maletić, Andrey Novakov, Jan Olbrycht, Petri Sarvamaa, 
Patricija Šulin, Inese Vaidere, Tomáš Zdechovský

S&D Eider Gardiazabal Rubial, Karine Gloanec Maurin, John Howarth, Vladimír Maňka, 
Răzvan Popa, Manuel dos Santos, Isabelle Thomas, Daniele Viotti, Tiemo Wölken

VERTS/ALE Jordi Solé, Indrek Tarand, Monika Vana

4 -

ECR Bernd Kölmel

ENF André Elissen, Stanisław Żółtek

NI Eleftherios Synadinos

0 0

Erklärung der benutzten Zeichen:
+ : dafür
- : dagegen
0 : Enthaltung


	1169182DE.docx

